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Kapitel 1: Einleitung 

Im Jahre 2014 ereignete sich auf deutschen Straßen durchschnitt-
lich alle 13 Sekunden ein Verkehrsunfall,1 was zu fast 4 Millionen 
Kfz-Haftpflichtschäden führte.2 An der anschließenden Schadensre-
gulierung ist, durch den Versicherungszwang im Bereich der Kfz-
Haftpflichtversicherung, in den meisten Fällen auch ein Versicherer 
beteiligt, der im Ergebnis die wirtschaftlichen Vermögenseinbußen 
des Unfallgeschädigten und damit einen großen Teil der Gesamt-
kosten zu tragen hat. Hiervon sind unterschiedlichste Schadenspo-
sitionen wie z.B. die Reparaturkosten, die Mietwagenkosten und 
auch die Kosten für ein Schadensgutachten umfasst. Obwohl der 
Versicherer Träger der Kosten ist, ist er nicht dazu berechtigt, die 
Wiederherstellung inklusive der Beauftragung der Leistungserbrin-
ger selbst in die Hand zu nehmen und so die anfallenden Kosten 
aktiv zu steuern. Dieses Recht steht ausschließlich dem Geschädig-
ten als Herren des Restitutionsverfahrens zu. Er entscheidet, wel-
che Maßnahmen durchgeführt werden und wen er damit beauftragt, 
so dass die entstehenden Kosten und damit auch die wirtschaftliche 
Belastung des Versicherers maßgeblich von seinem Verhalten be-
einflusst werden. Es ist in diesem Zusammenhang zu beachten, 
dass der Geschädigte nicht der Versicherungsnehmer des haf-
tungspflichtigen Versicherers ist und auch nicht in dessen Lager 
steht. Eine direkte Möglichkeit des Versicherers, mittels vertraglicher 
Methoden Einfluss auf das Verhalten des Geschädigten zu nehmen, 
ist daher nicht gegeben. 

Hängt, wie in diesen Fällen, das Wohlergehen einer Partei (des 
Prinzipals, hier der Versicherer) von den Handlungen einer anderen 
Partei (des Agenten, hier der Geschädigte) ab, so liegt eine Bezie-
hung vor, die zum sogenannten Principal-Agent-Problem führen 
kann.3 Der Agent hat Entscheidungen zu treffen, die direkte Auswir-
kungen auf den Prinzipal haben. Häufig besteht zugunsten des 
                                    
1  Statistisches Bundesamt, Polizeilich erfasste Unfälle, Daten abrufbar unter: 

https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Wirtschaftsbereiche/TransportVerkehr/ 
Verkehrsunfaelle/Tabellen/PolizeilichErfassteUnfaelle.html (letzter Aufruf: 19.6.2016). 

2  GDV, Statistisches Taschenbuch 2015, Tabelle 63. 
3  Pratt/Zeckhauser, Principals and Agents: The Structure of Business, S. 2. 
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Agenten zusätzlich eine asymmetrische Informationsverteilung, was 
opportunistisches Verhalten begünstigt und wahrscheinlich macht.4 
Aufgrund unterschiedlicher oder auch gegenläufiger Ziele der Par-
teien kann es somit zu Konflikten kommen. 

So verhält es sich daher auch mit der Beziehung zwischen dem Un-
fallgeschädigten und dem Kfz-Haftpflichtversicherer. Der Geschä-
digte, der dazu befugt ist die Restitution in Eigenregie durchzufüh-
ren, geht davon aus, dass die Kosten der Wiederherstellung letztlich 
nicht von ihm selbst, sondern von dem Kfz-Haftpflichtversicherer 
des Unfallgegners getragen werden. Da sämtliche Anstrengungen, 
die zu einer Geringhaltung der Restitutionskosten beitragen, damit 
nicht ihm, sondern dem Versicherer zugute kämen, besteht hierfür 
aus seiner Sicht kaum ein Anreiz. Zwar ist dies ein Problem das 
grundsätzlich bei allen vom Versicherer zu ersetzenden Schadens-
positionen auftreten kann, insbesondere im Bereich der Mietwagen- 
und der Sachverständigenkosten führte diese Principal-Agent-
Problematik aber zu intensiven Diskussionen.  

So löste der im Jahre 1992 beginnende Streit um die Mietwagen-
kosten eine jahrelang andauernde Debatte aus, an deren Ende aber 
durch die Rechtsprechungsänderung des BGH schließlich eine 
sachgemäße Lösung des Problems gefunden wurde. Anderes gilt 
für den Spannungsbereich der Sachverständigenkosten. Zwar wur-
de die Diskussion nicht mit derselben Intensität geführt, wie jene um 
die Mietwagenkosten, es wurde aber bislang auch noch keine Lö-
sung für das in diesen Fällen auftretende Prinicpal-Agent-Problem 
entwickelt. 

Dabei dürfte das Interesse der Versicherungswirtschaft an einer Lö-
sung des Problems, die dazu geeignet ist, den Geschädigten zu 
wirtschaftlichen Verhaltensweisen anzuregen, angesichts der Tatsa-
che, dass die Sachverständigenkosten mit ca. 600 – 800 Millionen 
Euro pro Jahr einen der größten Posten innerhalb der Sachfolge-
schäden ausmachen, durchaus hoch sein.5 

                                    
4  Schulenburg/Lohse, Versicherungsökonomik, S. 275; Töpfer, Betriebswirtschaftslehre, S. 874. 
5  Zitiert nach: Engelke, NZV 2012, 365, 366. 
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Diese Arbeit soll zur Lösung des im Rahmen der Sachverständigen-
kosten auftretenden Principal-Agent-Problems beitragen. Nach ei-
ner einleitenden Übersicht zu der durch einen Verkehrsunfall her-
beigeführten Situation und der darin bestehenden Rechtsbeziehun-
gen und Interessenlagen der Beteiligten (Kapitel 2), wird hierzu zu-
nächst das Problem der Mietwagenkosten aus juristischer Sicht 
dargestellt (Kapitel 3). Im Zuge dessen werden die Ursprünge der 
Streitigkeiten nachvollzogen und die schließlich von der Rechtspre-
chung gefundene Lösung dargestellt. Ebenso werden die zwischen-
zeitlich von der Versicherungswirtschaft unternommenen Versuche 
beleuchtet, mit denen die hohen Mietwagenpreise beeinflusst wer-
den sollten.  

Im Kapitel über das Problemfeld der Sachverständigenkosten (Kapi-
tel 4) werden sodann der diesbezügliche Status quo der Rechtspre-
chung dargestellt, bisherige Lösungsansätze wiedergegeben und 
schließlich die eigenen Lösungsansätze vorgestellt. Die zuvor ge-
wonnen Erkenntnisse aus dem Themenbereich der Unfallersatz-
mietwagen werden hierbei herangzogen, um die Lösungsansätze 
zu bewerten. Ein wirkungsvoller Lösungsansatz, der zu wirtschaftli-
cherem Verhalten der Geschädigten und somit eventuell zu Kosten-
einsparungen der Versicherer führt, könnte dabei durch niedrigere 
Prämien in der Kfz-Haftpflichtversicherung auch dem Versiche-
rungskollektiv und damit jedem einzelnen Versicherungsnehmer zu-
gutekommen. Die Arbeit endet mit einem abschließendem Fazit 
(Kapitel 5). 
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Kapitel 2: Die haftungsrechtliche Situation  
nach einem Verkehrsunfall 

Durch einen Verkehrsunfall mit Beteiligung eines Kraftfahrzeugs 
entsteht schlagartig eine komplexe Situation rechtlicher Beziehun-
gen. In den meisten Fällen stehen dem Geschädigten sowohl meh-
rere Anspruchsgegner als auch mehrere Anspruchsgrundlagen zur 
Verfügung, um seinen Schadensersatzanspruch geltend zu ma-
chen. Dabei ist die Frage nach dem Inhalt und dem Umfang des 
Anspruchs oftmals schwieriger zu beurteilen, als die Feststellung, 
ob ein Anspruch dem Grund nach besteht. Dementsprechend sind 
insbesondere Inhalt und Umfang der Schadensersatzansprüche ein 
häufiges Streitthema vor Gericht. Für die Unfallbeteiligten ist es da-
her naheliegend und üblich, sich für den Prozess der Regulierung 
professioneller Hilfe zu bedienen. Zur Rechtsdurchsetzung wird 
oftmals anwaltliche Hilfe in Anspruch genommen und Sachverstän-
dige unterstützen den Geschädigten bei der Feststellung des Scha-
dens. Ausgangspunkt der Rechtsfindung sind die gesetzlichen Re-
gelungen, die über das Bestehen und insbesondere auch über den 
Inhalt der Ersatzansprüche entscheiden. Anhand dieser Normen 
sind die sich häufig entgegenstehenden Interessenlagen der an der 
Schadensregulierung Beteiligten zu bewerten. Sie sind zentraler 
Ausgangspunkt der Rechtsfindung und sollen deshalb zunächst 
kurz dargestellt werden. 

 

I. Rechtliche Grundlagen 

Um die komplexe Gemengelage von Ansprüchen und widerstreiten-
den Interessen in dem spezifischen Bereich der Schadensregulie-
rung analysieren zu können, ist ein anfänglicher Überblick notwen-
dig, der in einem ersten Schritt auf die wichtigsten rechtlichen 
Grundlagen eingeht, die zur Haftung des Halters, des Fahrers und 
des Versicherers führen sowie den Inhalt und den Umfang der Er-
satzansprüche des Geschädigten bestimmen. 


